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Die Fünfte Überprüfungskonferenz 
des Übereinkommens über das 
Verbot der Entwicklung, Herstel-

lung, Lagerung und des Einsatzes che-
mischer Waffen und über die Vernich-
tung solcher Waffen (Convention on the 
Prohibition of the Development, Pro-
duction, Stockpiling and Use of Che-
mical Weapons and on Their Destruction 
– CWC; Chemiewaffenübereinkommen) 
tagte vom 15. bis zum 19. Mai 2023 am 
Sitz der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (Organization for 
the Prohibition of Chemical Weapons – 
OPCW) in Den Haag. Mit fünf Sitzungs-
tagen war es die kürzeste aller bisherigen 
CWC-Überprüfungskonferenzen. Wie in 
der Vergangenheit wurde die Konferenz 
von einer offenen Arbeitsgruppe in 
Form eines provisorischen Abschluss-
dokuments vorbereitet. Die Arbeit der 
Überprüfungskonferenz wurde von ei-
nem Bericht des Technischen Sekretari-
ats (Technical Secretariat – TS) zur Um-
setzung des CWC sowie einem Bericht 
des OPCW-Wissenschaftsbeirats (Scien-
tific Advisory Board – SAB) zu Entwick-
lungen in Wissenschaft und Technik 
unterstützt.

Trotz dieser umfassenden Vorberei-
tungsarbeit kam kein Abschlussdokument 
zustande, sondern nur ein prozeduraler 
Bericht. Dies kann zugleich als ein Hin-
weis auf grundlegende Differenzen in eini-
gen Substanzfragen gewertet werden.

Brüchiger Konsens

Die Hohe Beauftragte für Abrüstungs-
fragen der UN, Izumi Nakamitsu, beton-
te, dass die Staaten zusammenarbeiten 
sollten, um die Norm gegen den Einsatz 
dieser Waffen wiederherzustellen. Die 
hart gewonnenen Errungenschaften des 
CWC müssen geschützt werden und de-
monstrieren, dass jedwede Anwendung 
chemischer Waffen nicht straflos bleibt.

C-Waffen-Übereinkommen  |  Fünfte Überprüfungs- 
konferenz 2023

n  Erneut kein Abschlussdokument verabschiedet
n  Syrien blockiert weiterhin die OPCW-Arbeit
n  Vernichtung aller gemeldeten Chemiewaffenbestände

Dennoch haben Kontroversen über 
die Chemiewaffeneinsätze des syrischen 
Regimes und die Anwendung von Ner-
venkampfstoffen bei Attentaten in Ma-
laysia, Russland und dem Vereinigten 
Königreich das politische Klima in der 
OPCW belastet: Entscheidungen zu den 
Gefahren des Einsatzes chemischer Waf-
fen, der Einrichtung eines Untersuchungs- 
und Identifizierungsteams zur Beweis
sicherung für die Verantwortlichkeit 
chemischer Waffeneinsätze in Syrien 
(Investigation and Identification Team – 
IIT) und von OPCW-Sanktionen gegen 
Syrien wegen bestätigter Chemiewaffen-
einsätze erforderten Kampfabstimmun-
gen im Exekutivrat und der Staatenkon-
ferenz. Anschuldigungen über geplante 
Angriffe auf chemische Einrichtungen 
sowie über den russischen Einsatz von 
Reizkampfstoffen in seinem Krieg gegen 
die Ukraine haben den Konsens in der 
OPCW weiter belastet. 

Ein Zeichen für die gespannte Lage 
war, dass die Vizepräsidentschaften der 
Gruppe der osteuropäischen Staaten für 

die Überprüfungskonferenz nicht wie 
üblich durch die Gruppe, sondern im 
Plenum durch geheime Wahl besetzt 
wurden, wobei Russland seinen traditi-
onellen Sitz als Vizepräsident verlor.

Prozedurale Fragen

Vier der Schüsselthemen wurden durch 
›Freundesgruppen‹ des Vorsitzes von 
Staaten informell bearbeitet: Organi
sationsmanagement, Industrieverifika-
tion, Gefahren der Anwendung chemi-
scher Waffen und Beteiligung von 
nichtstaatlichen Organisationen (NGOs). 
Vom dritten Tag an arbeiteten auch der 
Gesamtausschuss der Konferenz und sei-
ne Moderatoren (Facilitators) an stritti-
gen Elementen des geplanten Abschluss-
dokuments. Am vierten Tag wurde je- 
doch klar, dass zu einigen Fragen keine 
Einigung möglich war. Der Konferenz-
vorsitzende brach daher die substanziellen 
Verhandlungen einen Tag vor Ende ab.

Hauptthemen

Trotz der Kontroversen über die Verant-
wortlichkeit für Chemiewaffeneinsätze 
und die gegenseitigen Anschuldigungen 
im russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine verurteilten alle Vertragsstaaten 
jeglichen Einsatz chemischer Waffen. 

In seiner Eröffnungsrede wies der Generaldirektor der OPCW, Fernando Arias, darauf hin, dass 
das Verbot der Anwendung chemischer Waffen heute »dauerhaft und unanfechtbar« und die 
Unterstützung für das CWC nahezu universell sei.   FOTO: OPCW, WWW.FLICKR.COM/PHOTOS/OPCW/
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Vierte Überprüfungskonferenz 2018, VN, 
1/2019, S. 33f., fort.)

Dies schützt zumindest deklaratorisch 
die Norm gegen Chemiewaffen.

Allerdings bleibt die ›Syrien-Akte‹ 
weiterhin offen: Trotz mehrheitlicher 
Aufforderung zur vollen Kooperation 
mit der OPCW blockiert Syrien weiter-
hin die Arbeit des OPCW-Teams zur Be-
wertung seiner Chemiewaffenmeldung 
und lehnt jede Kooperation mit dem IIT 
ab. Russland erklärte, der Vorwurf, es 
würde Syrien den Rücken decken, sei 
absurd. Anfragen zur Sachverhaltsklä-
rung hinsichtlich der Attentatsversuche 
in Russland und im Vereinigten König-
reich mit Nervenkampfstoffen (Novi-
choks) bleiben unbeantwortet.

Auf der Habenseite ist festzuhalten, 
dass im Jahr 2023 alle gemeldeten Che-
miewaffenbestände vernichtet wurden: 
Die USA vernichteten am 7. Juli die letz-
ten ihrer Chemiewaffen. Damit stellt 
sich die OPCW nun den Herausforde-
rungen der Transition in die ›Post-Che-
miewaffen-Vernichtungsphase‹ – mit 
neuen Prioritätensetzungen sowie der 
Erhaltung der Kompetenz zur Verifika-
tion künftiger chemischer Abrüstungs-
maßnahmen.

Im Berichtszeitraum wurde auch das 
neue OPCW-Zentrum für Chemie und 
Technologie eröffnet. Viele Delegierte 
sprachen die Erwartung aus, dass das 
Zentrum neue Möglichkeiten für die 
nachhaltige Unterstützung beim Kapa-
zitätenaufbau zur friedlichen Nutzung 
der Chemie schaffen wird.

Weitere Themen waren die Dienst-
zeitbegrenzung der OPCW und deren 
Einfluss auf die Erhaltung von essenziel-
len Kompetenzen im TS. Mehrheitlich 
sprachen sich die Vertragsstaaten für 
mehr Flexibilität aus, aber eine Eini-
gung wurde noch nicht erzielt. Einige 
Staaten sehen sich im TS unterrepräsen-
tiert und favorisieren daher eine häufi-
gere Personalrotation. Eine Gleichstel-
lung der Geschlechter wurde ebenfalls 
von vielen Vertragsstaaten angemahnt.

Verantwortlichkeit für Chemie-
waffeneinsätze

Unter den Fragen, die bis zum letzten 
Tag der Konferenz strittig blieben, war 
die Frage der Verantwortlichkeit für die 
Chemiewaffeneinsätze in Syrien und bei 

Attentaten in anderen Staaten. Hierzu 
gab es am Ende erfolgloser Verhand-
lungsversuche grundlegende Meinungs-
verschiedenheiten. Gleichzeitig ist fest-
zuhalten, dass in der Abschlussdebatte 
Ecuador im Namen einer Gruppe von 
58 Vertragsstaaten aus allen geografi-
schen Gruppen die Wichtigkeit der Un-
tersuchung der Chemiewaffeneinsätze in 
Syrien hervorhob.

Zivilgesellschaft

NGOs haben erneut aktiv zur Arbeit 
des CWC beigetragen. Zusätzlich zu 
fünf individuellen Erklärungen wurden 
zehn gemeinsame Stellungnahmen zu 
einer Reihe von Substanzfragen im Ple-
num abgegeben, darunter zu den Rech-
ten der Opfer von Chemiewaffen, zu 
den humanitären Auswirkungen chemi-
scher Waffen, zur internationalen Ko-
operation im Hinblick auf im Meer ver-
senkte Chemiewaffen, zum Engagement 
mit Organisationen im Bereich des Ge-
sundheitswesens und zu Risiken, die von 
nichtstaatlichen Akteuren ausgehen. Au-
ßerdem gab es Stellungnahmen zur Rol-
le der NGOs im CWC und zur Stärkung 
der Norm gegen chemische Waffen.

Die chemische Industrie war eben-
falls vertreten und sowohl der Internati-
onale Rat der Chemieverbände (ICCA) 
als auch der Internationale Chemiehan-
delsverband (ICTA) gaben Erklärungen 
ab, in denen sie die Unterstützung für 
die Umsetzung des CWC und die Zu-
sammenarbeit mit der OPCW zusicher-
ten und zugleich die stärkere Einbezie-
hung der Industrie in entscheidungs- 
vorbereitende Prozesse der OPCW zur 
Industrieverifikation einforderten.

Die Überprüfungskonferenz zeigte 
erneut, dass es bei einigen Vertragsstaa-
ten Vorbehalte zur Einbeziehung von 
NGOs in die Arbeit der OPCW gibt. 
Drei NGOs, die sich den Regeln ent-
sprechend für die Konferenz angemeldet 
hatten, wurde die Teilnahme versagt. 
Der Entscheidungsprozess der OPCW 
hierzu ist intransparent und Gründe 
wurden nicht angegeben. Deutschland, 
unterstützt von 51 weiteren Vertrags-
staaten, wies auf die wichtigen Beiträge 
hin, die NGOs zum Erreichen einer che-
miewaffenfreien Welt machten. Russ-

land andererseits führte an, dass einige 
NGOs keinen nennenswerten Beitrag 
zum CWC liefern würden. Iran und die 
Türkei verwiesen auf die Geschäftsord-
nung der OPCW und unterstrichen, 
dass die Teilnahme von NGOs letztend-
lich von den Vertragsstaaten zu entschei-
den sei.

Wie weiter?

Trotz des Fehlens eines Abschlussdoku-
ments sollte die Fünfte Überprüfungs-
konferenz nicht als gescheitert bewertet 
werden. Zu einer Reihe von Sachfragen – 
Richtlinien zur Teilnahme von NGOs, 
Engagement mit externen Stakeholdern, 
Beitrag der OPCW zum globalen Kampf 
gegen den Terrorismus – wurden sicht-
bare Fortschritte gemacht. In einigen 
dieser Fragen sollte es möglich sein, ei-
nen Konsens zu erreichen. Zu anderen 
Themen wie der Industrieverifikation 
sind konstruktive Gespräche im Gange.

Das Fehlen eines Abschussdoku-
ments hat zunächst keinen Einfluss auf 
die Arbeit der OPCW: Die normalen 
Mechanismen, wie etwa die Arbeit des 
Exekutivrats, die Beschlüsse der Staa-
tenkonferenz zu Haushalt und Arbeits-
programm, der zweijährige Programm- 
und Haushaltszyklus, sichern die Ar- 
beitsfähigkeit. Dazu kommen die Er-
wartungen der Mitgliedstaaten im Hin-
blick auf die neuen Möglichkeiten, die 
das Zentrum für Chemie und Techno
logie schafft. Das Fehlen einer strategi-
schen Orientierung der Überprüfungs-
konferenz eröffnet vielleicht sogar Mög- 
lichkeiten, flexibel auf die Anpassung der 
OPCW-Aktivitäten an die neuen Anfor-
derungen der ›Post-Chemiewaffen-Ver-
nichtungsphase‹ Einfluss zu nehmen. 
Trotzdem bleiben Spannungen im Hin-
blick auf den Umgang mit der Verant-
wortlichkeit für erwiesene Chemiewaf-
feneinsätze bestehen.


